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Statement zur Corona-Aufarbeitung im Thüringer Landtag 

Das BSW steht klar für eine ehrliche Aufarbeitung der Corona-Politik und an der Seite der 

Menschen, die bis heute unter den Folgen leiden. Diejenigen, die mit gesundheitlichen 

Problemen im Zusammenhang mit der Impfung kämpfen oder bis heute offene Fragen zu den 

Maßnahmen mit sich tragen, haben ein Recht darauf, gehört zu werden und endlich Antworten 

zu erhalten. 

Absichtserklärungen reichen allerdings nicht aus. Es braucht eine zentrale Anlaufstelle für 

Impfgeschädigte, um ihre medizinische Betreuung ohne Wenn und Aber sicherzustellen. Um 

über die medizinischen Folgen und über Behandlungsmöglichkeiten für Impfgeschädigte eine 

bessere Einschätzung zu erhalten, müssen die Daten der Kassenärztlichen Vereinigung 

Thüringen offengelegt und mit den Daten des Paul-Ehrlich-Instituts abgeglichen werden. 

Darauf werden wir im Corona-Untersuchungsausschuss im Thüringer Landtag bestehen. Im 

Einsetzungsbeschluss ist ausdrücklich festgelegt, dass dort die Sicherheit und die möglichen 

Nebenwirkungen von Impfstoffen untersucht werden. Dazu gehört die Frage, wie Daten zu 

Impfreaktionen erfasst und weitergegeben wurden – etwa zwischen der Kassenärztlichen 

Vereinigung Thüringen und dem Paul-Ehrlich-Institut. 

Wichtig hierbei ist: Die Enquete-Kommission kann zwar vieles diskutieren und bewerten, aber 

sie kann keine Akten erzwingen und auch keine Zeugen vorladen. Genau das kann ein 

Untersuchungsausschuss. 

Der BSW-Abgeordnete Ralph Hutschenreuther, Mitglied des Untersuchungsausschusses, 

stellt klar: „Der Untersuchungsausschuss ist das schärfste Schwert, was wir im Landtag haben, 

um die Missstände während der Corona-Zeit aufzuklären. Die Offenlegung der Daten zu den 

Impfschäden gehört in den Untersuchungsausschuss und genau dort werden wir dafür sorgen, 

dass alle notwendigen Informationen auf den Tisch kommen.“ 

Zur jüngsten Presseberichterstattung der AfD-Fraktion und zu den Äußerungen von Stefan 

Homburg auf X wollen wir klarstellen, dass die AfD-Vertreter durch einen fehlerhaft 

eingebrachten Antrag die von ihnen beklagte Situation in der Enquete-Kommission selbst 

verursacht haben. Die Darstellung hat mit den tatsächlichen Abläufen nichts zu tun. 

Neben der Arbeit im Parlament ist für uns wichtig, direkt mit den Betroffenen ins Gespräch zu 

kommen. Im vergangenen Dezember hat der BSW-Kreisverband Jena-Saale-Holzlandkreis 

ein Austauschformat organisiert, bei dem Ralph Hutschenreuther allen interessierten 

Bürgerinnen und Bürgern zur Corona-Aufarbeitung Rede und Antwort stand. Ab dem Frühjahr 

planen wir weitere Bürgergespräche, bei denen Abgeordnete aus beiden Corona-Gremien 

gemeinsam für Gespräche mit Interessierten und Betroffenen zur Verfügung stehen. 
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